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§2 Grundsätze  

 
VOB 2016 VOB 2019 
 
1. Bauleistungen werden an fachkundige, 
leistungsfähige und zuverlässige 
Unternehmen zu angemessenen Preisen in 
transparenten Vergabeverfahren vergeben. 
2. Der Wettbewerb soll die Regel sein. 
Wettbewerbsbeschränkende und unlautere 
Verhaltensweisen sind zu bekämpfen.  

 

 
1. Bauleistungen werden im Wettbewerb 

und im Wege transparenter Verfahren 
vergeben. Dabei werden die Grundsätze 

der Wirtschaftlichkeit und der 
Verhältnismäßigkeit gewahrt. 

Wettbewerbsbeschränkende und unlautere 
Verhaltensweisen sind zu bekämpfen.  

 
  

4. Auftraggeber, Bewerber, Bieter und 
Auftragnehmer wahren die 

Vertraulichkeit aller Informationen und 
Unterlagen nach Maßgabe dieser 

Vergabeordnung oder anderer 
Rechtsvorschriften.  

 
 
Abs. 3 wird zu Abs. 7. Abs. 4 wird zu Abs. 5. Abs. 6 wird zu Abs. 6  
 
 
§3 Arten der Vergabe  

 

 
  

Die Vergabe von Bauleistungen erfolgt 
nach Öffentlicher Ausschreibung, 

Beschränkter Ausschreibung mit oder 
ohne Teilnahmewettbewerb oder nach 

Freihändiger Vergabe.  
 

(2) Bei Beschränkter Ausschreibung werden 
Bauleistungen im vorgeschriebenen 
Verfahren nach Aufforderung einer 
beschränkten Zahl von Unternehmen zur 
Einreichung von Angeboten vergeben, 
gegebenenfalls nach öffentlicher 
Aufforderung, Teilnahmeanträge zu stellen 
(Beschränkte Ausschreibung nach 
Öffentlichem Teilnahmewettbewerb).  

 

2. Bei Beschränkten Ausschreibungen 
(Beschränkte Ausschreibung mit oder 

ohne Teilnahmewettbewerb) werden 
Bauleistungen im vorgeschriebenen 
Verfahren nach Aufforderung einer 

beschränkten Zahl von Unternehmen zur 
Einreichung von Angeboten vergeben.  

 

(3) Bei Freihändiger Vergabe werden 
Bauleistungen ohne ein förmliches 
Verfahren vergeben.  

3. Bei Freihändiger Vergabe werden 
Bauleistungen in einem vereinfachten 

Verfahren vergeben.  
 

Abs. 1 wird zu 1.  
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§ 3a Zulässigkeitsvoraussetzungen  

 
(1) Öffentliche Ausschreibung muss 
stattfinden, soweit nicht die Eigenart der 
Leistung oder besondere Umstände eine 
Abweichung rechtfertigen.  

 

(1) Dem Auftraggeber stehen nach seiner 
Wahl die Öffentliche Ausschreibung und 

die Beschränkte Ausschreibung mit 
Teilnahmewettbewerb zur Verfügung. 

Die anderen Verfahrensarten stehen nur 
zur Verfügung, soweit dies nach den 
Absätzen zwei und drei gestattet ist.  

 
(2) Beschränkte Ausschreibung kann 
erfolgen, 
[...] 
 

 

2. wenn eine Öffentliche Ausschreibung 
kein annehmbares Ergebnis gehabt hat, 3. 
wenn die Öffentliche Ausschreibung aus 
anderen Gründen (z. B. Dringlichkeit, 
Geheimhaltung) unzweckmäßig ist.  

(2) Beschränkte Ausschreibung ohne 
Teilnahmewettbewerb kann erfolgen, 

[...] 
1. bis zu folgendem Auftragswert der 

Bauleistung ohne Umsatzsteuer:1  

[...] 
2. wenn eine Öffentliche Ausschreibung 

oder eine Beschränkte Ausschreibung 
mit Teilnahmewettbewerb kein 

annehmbares Ergebnis gehabt hat, 
3. wenn die Öffentliche Ausschreibung oder 

eine Beschränkte Ausschreibung mit 
Teilnahmewettbewerb aus anderen Grün-

den (z.B. Dringlichkeit, Geheimhaltung) 
unzweckmäßig ist.  

(3) Beschränkte Ausschreibung nach 
Öffentlichem Teilnahmewettbewerb ist 
zulässig, 
1. wenn die Leistung nach ihrer Eigenart 
nur von einem beschränkten Kreis 
von Unternehmen in geeigneter Weise 
ausgeführt werden kann, besonders, 
wenn außergewöhnliche Zuverlässigkeit 
oder Leistungsfähigkeit (z.B. Erfahrung, 
technische Einrichtungen oder fachkundige 
Arbeitskräfte) erforderlich ist,  

2. wenn die Bearbeitung des Angebots 
wegen der Eigenart der Leistung einen 
außergewöhnlich hohen Aufwand erfordert.  

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 
(4) Freihändige Vergabe ist zulässig, 
wenn die Öffentliche Ausschreibung oder 
Beschränkte Ausschreibung unzweckmäßig 

(3) Freihändige Vergabe ist zulässig, wenn 
die Öffentliche Ausschreibung oder 

Beschränkte Ausschreibungen 
unzweckmäßig sind, besonders,2  
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ist, besonders, 
[...]  

 

[...]  

 

(4) Bauleistungen bis zu einem 
voraussichtlichen Auftragswert von 3000 

Euro ohne Umsatzsteuer können unter 
Berücksichtigung der 

Haushaltsgrundsätze der 
Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit ohne 

die Durchführung eines 
Vergabeverfahrens beschafft werden 
(Direktauftrag). Der Auftraggeber soll 

zwischen den beauftragten Unternehmen 
wechseln.  

 
Abs. 4 wird zu Abs. 3. 

Ergänzung als Fußnote: 
1 Für Bauleistungen zu Wohnzwecken kann bis zum 31. Dezember 2021 eine 
Beschränkte Ausschreibung ohne Teilnahmewettbewerb für jedes Gewerk bis zu 
einem Auftragswert von 1.000.000 Euro ohne Umsatzsteuer erfolgen. 
2 Für Bauleistungen zu Wohnzwecken kann bis zum 31. Dezember 2021 eine 
Freihändige Vergabe bis zu einem Auftragswert von 100.000 Euro ohne 
Umsatzsteuer erfolgen. 

 
 

(1) Bei Öffentlicher Ausschreibung sind die 
Unterlagen an alle Unternehmen 
abzugeben.  

 

 

(1) Bei einer Öffentlichen Ausschreibung 
fordert der Auftraggeber eine 

unbeschränkte Anzahl von Unternehmen 
öffentlich zur Abgabe von Angeboten 
auf. Jedes interessierte Unternehmen 

kann ein Angebot abgeben.  

 
 2) Bei Beschränkter Ausschreibung mit 

Teilnahmewettbewerb erfolgt die 
Auswahl der Unternehmen, die zur 

Angebotsabgabe aufgefordert werden, 
durch die Auswertung des 

Teilnahmewettbewerbs. Dazu fordert der 
Auftraggeber eine unbeschränkte Anzahl 
von Unternehmen öffentlich zur Abgabe 

von Teilnahmeanträgen auf. Die Auswahl 
der Bewerber erfolgt anhand der vom 

Auftraggeber festgelegten 
Eignungskriterien. Die transparenten, 

objektiven und nichtdiskriminierenden 
Eignungskriterien für die Begrenzung 

der Zahl der Bewerber, die Mindestzahl 
und gegebenenfalls Höchstzahl der 

einzuladenden Bewerber gibt der 
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Auftraggeber in der 
Auftragsbekanntmachung des 
Teilnahmewettbewerbs an. Die 

vorgesehene Mindestzahl der 
einzuladen- den Bewerber darf nicht 
niedriger als fünf sein. Liegt die Zahl 

geeigneter Bewerber unter der 
Mindestzahl, darf der Auftraggeber das 
Verfahren mit dem oder den geeigneten 

Bewerber(n) fortführen.  

 
(2) Bei Beschränkter Ausschreibung sollen 
mehrere, im Allgemeinen mindestens 
drei geeignete Unternehmen aufgefordert 
werden. 

 (3) Bei Beschränkter Ausschreibung 
ohne Teilnahmewettbewerb sollen 

mehrere, im Allgemeinen mindestens drei 
geeignete Unternehmen aufgefordert 

werden.  

 
(3) Bei Beschränkter Ausschreibung und 
Freihändiger Vergabe soll unter den Unter 
nehmen möglichst gewechselt werden.  

(4) Bei Beschränkter Ausschreibung ohne 
Teilnahmewettbewerb und Freihändiger 

Vergabe soll unter den Unternehmen 
möglichst gewechselt werden.  

 
 
§ 6a Eigungsnachweis  
 
 

(1) Zum Nachweis ihrer Eignung ist 
die Fachkunde, Leistungsfähigkeit und 
Zuverlässigkeit der Bewerber oder Bieter zu 
prüfen.  

 

 

(1) Zum Nachweis ihrer Eignung ist 
die Fachkunde, Leistungsfähigkeit und 

Zuverlässigkeit der Bewerber oder Bieter zu 
prüfen. Bei der Beurteilung der 

Zuverlässigkeit werden 
Selbstreinigungsmaßnahmen in 

entsprechender Anwendung des 
§ 6f EU Absatz 1 und 2 berücksichtigt.  
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(2) 
[...] 
2. die Ausführung von Leistungen in den 
letzten drei abgeschlossenen 
Geschäftsjahren, die mit der zu 
vergebenden Leistung vergleichbar sind, 
3. die Zahl der in den letzten drei 
abgeschlossenen Geschäftsjahren 
durchschnittlich beschäftigten Arbeitskräfte, 
gegliedert nach Lohngruppen mit gesondert 
ausgewiesenem technischem 
Leitungspersonal,  

 

(2) 
[...]2. die Ausführung von Leistungen in den 

letzten bis zu fünf abgeschlossenen 
Kalenderjahren, die mit der zu 

vergebenden Leistung vergleichbar sind. 
Um einen ausreichenden Wettbewerb 

sicherzustellen, kann der Auftraggeber 
darauf hinweisen, dass auch 
einschlägige Bauleistungen 

berücksichtigt werden, die mehr als fünf 
Jahre zurückliegen, 

3. die Zahl der in den letzten drei 
abgeschlossenen Kalenderjahren Jahres 

durchschnittlich beschäftigten Arbeitskräfte, 
gegliedert nach Lohngruppen mit gesondert 

ausgewiesenem technischem 
Leitungspersonal, 

 (5) Der Auftraggeber kann bis zu einem 
Auftragswert von 10.000 Euro auf 

Angaben nach Absatz 2 Nummer 1 bis 3, 
5 und 6 verzichten, wenn dies durch Art 
und Umfang des Auftrags gerechtfertigt 

ist.  

 
 

(2) Die Angaben können die Bewerber oder 
Bieter auch durch Einzelnachweise 
erbringen. Der Auftraggeber kann dabei 
vorsehen, dass für einzelne Angaben 
Eigenerklärungen ausreichend sind. 
Eigenerklärungen, die als vorläufiger Nach 
weis dienen, sind von den Bietern, deren 
Angebote in die engere Wahl kommen, 
durch entsprechende Bescheinigungen der 
zuständigen Stellen zu bestätigen.  

 

 

(2) Die Angaben können die Bewerber oder 
Bieter auch durch Einzelnachweise 

erbringen. Der Auftraggeber kann dabei 
vorsehen, dass für einzelne Angaben 

Eigenerklärungen ausreichend sind. Eigen-
erklärungen, die als vorläufiger Nachweis 

dienen, sind von den Bietern, deren 
Angebote in die engere Wahl kommen, 

oder von den in Frage kommenden 
Bewerbern durch entsprechende 

Bescheinigungen der zuständigen Stellen 
zu bestätigen.  

 
 (3) Der Auftraggeber verzichtet auf die 

Vorlage von Nachweisen, wenn die den 
Zuschlag erteilende Stelle bereits im 

Besitz dieser Nachweise ist.  

 
 

 
§ 7a Technische Spezifikationen  
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(2) 
1. 
[...] 
b) europäische technische Zulassungen,  

 

2) 
1. 

[...] 
b) europäische technische Bewertungen,  

 
 (4) [...], oder einer europäischen 
technischen Zulassung,  

 

(4) [...], oder einer europäischen 
technischen Bewertung,  

 

 

 

 
 
§ 8 Vergabeunterlagen  
 
 (1) Die Vergabeunterlagen bestehen 
aus 1. dem Anschreiben (Aufforderung zur 
Angebotsabgabe), gegebenenfalls 
Teilnahmebedingungen (Absatz 2) und  

 

(1) Die Vergabeunterlagen bestehen aus 
1. dem Anschreiben (Aufforderung zur 

Angebotsabgabe gemäß Absatz 2 
Nummer 1 bis 3), gegebenenfalls 

Teilnahmebedingungen (Absatz 2 Nummer 
6) und  

 
(2) 
[...] 
2. Der Auftraggeber kann die Bieter auf 
fordern, in ihrem Angebot die Leistungen 
anzugeben, die sie an Nachunternehmen 
zu vergeben beabsichtigen. 
3. Der Auftraggeber hat anzugeben: 
a) ob er Nebenangebote nicht zulässt, 
b) ob er Nebenangebote ausnahmsweise 
nur in Verbindung mit einem Hauptangebot 
zulässt. 
Es ist dabei auch zulässig, dass der Preis 
das einzige Zuschlagskriterium ist.  

 

(2) 
[...] 

2. In den Vergabeunterlagen kann der 
Auftraggeber die Bieter auffordern, in 

ihrem Angebot die Leistungen anzugeben, 
die sie an Nachunternehmen zu vergeben 

beabsichtigen. 
3. Der Auftraggeber hat anzugeben: 

a) ob er Nebenangebote nicht zulässt, 
b) ob er Nebenangebote ausnahmsweise 

nur in Verbindung mit einem Hauptangebot 
zulässt. 

Die Zuschlagskriterien sind so 
festzulegen, dass sie sowohl auf 

Hauptangebote als auch auf 
Nebenangebote anwendbar sind. Es ist 

dabei auch zulässig, dass der Preis das 
einzige Zuschlagskriterium ist. [...] 
4. Der Auftraggeber kann in den 

Vergabeunterlagen angeben, dass er die 
Abgabe mehrerer Hauptangebote nicht 

zulässt. 
5. Der Auftraggeber hat an zentraler 

Stelle in den Vergabeunterlagen 
abschließend alle Unterlagen im Sinne 
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von § 16a Absatz 1 mit Ausnahme von 
Produktangaben anzugeben.  

 

 

 

 

 
Abs. 2 Nr. 4 wird zu Abs. 2 Nr. 6.  

 

 

 
(1) Der Auftraggeber gibt in der 
Bekanntmachung oder den 
Vergabeunterlagen an, auf welchem Weg 
die Kommunikation erfolgen soll. [...]  

 

(1) Der Auftraggeber gibt in der 
Auftragsbekanntmachung oder den 

Vergabeunterlagen an, auf welchem Weg 
die Kommunikation erfolgen soll. [...]  

 
(3) Der Auftraggeber gibt in der 
Auftragsbekanntmachung eine 
elektronische Adresse an, unter der die 
Vergabeunterlagen unentgeltlich, 
uneingeschränkt, vollständig und direkt 
abgerufen werden können.  

(3) Der Auftraggeber gibt in der 
Auftragsbekanntmachung eine 

elektronische Adresse an, unter der die 
Vergabeunterlagen unentgeltlich, 

uneingeschränkt, vollständig und direkt 
abgerufen werden können.  

Absatz 7 wurde nicht geändert  
 

(5) Der Auftraggeber prüft im Einzelfall, ob 
zu übermittelnde Daten erhöhte 
Anforderungen an die Sicherheit stellen. 
Soweit es erforderlich ist, kann der 
Auftraggeber verlangen, dass Angebote 
und Teilnahmeanträge mit einer 
fortgeschrittenen elektronischen Signatur 
gemäß § 2 Nummer 2 des 
Signaturgesetzes (SigG) oder gemäß § 2 
Nummer 3 SigG zu versehen sind.  

 

(5) Der Auftraggeber prüft im Einzelfall, ob 
zu übermittelnde Daten erhöhte 

Anforderungen an die Sicherheit stellen. 
Soweites erforderlich ist, kann der 

Auftraggeber verlangen, dass Angebote 
und Teilnahmeanträge zu versehen sind mit  

1. einer fortgeschrittenen elektronischen 
Signatur, 

2. einer qualifizierten elektronischen 
Signatur,  

3. einem fortgeschrittenen 
elektronischen Siegel oder 

4. einem qualifizierten elektronischen 
Siegel.  

 
 (7) Enthalten die Vergabeunterlagen 

schutzwürdige Daten, kann der 
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Auftraggeber Maßnahmen zum Schutz 
der Vertraulichkeit der Informationen 

anwenden. 
Der Auftraggeber kann den Zugriff auf 
die Vergabeunterlagen insbesondere 

von der Abgabe einer 
Verschwiegenheitserklärung abhängig 

machen. Die Maßnahmen sind in der 
Auftragsbekanntmachung anzugeben.  

 

 

 

 
 
§ 11a Anforderungen an elektronische Mittel  
 
(1) Elektronische Mittel und deren 
technische Merkmale müssen allgemein 
verfügbar, nicht diskriminierend und mit 
allgemein verbreiteten Geräten und 
Programmen der Informations und 
Kommunikationstechnologie kompatibel 
sein. Sie dürfen den Zugang von 
Unternehmen zum Vergabeverfahren nicht 
einschränken. Der Auftraggeber 
gewährleistet die barrierefreie 
Ausgestaltung der elektronischen Mittel 
nach den §§ 4 und 11 des Behinderten 
gleichstellungsgesetzes (BGG) vom 27. 
April 2002 (BGBl. I S. 1467, 1468) in der 
jeweils geltenden Fassung.  

 

(1) Elektronische Mittel und deren 
technische Merkmale müssen allgemein 

verfügbar, nichtdiskriminierend und mit 
allgemein verbreiteten Geräten und 
Programmen der Informations- und 

Kommunikationstechnologie kompatibel 
sein. Sie dürfen den Zugang von 

Unternehmen zum Vergabeverfahren nicht 
einschränken. Der Auftraggeber 

gewährleistet die barrierefreie 
Ausgestaltung der elektronischen Mittel 

nach den §§ 4, 12a und 12b des 
Behindertengleichstellungsgesetzes vom 

27. April 2002 (BGBl. I S. 1467, 1468) in der 
jeweils geltenden Fassung.  

 
 
§ 12 Auftragsbekanntmachung  
 
 

(1) 
1. Öffentliche Ausschreibungen sind 
bekannt zu machen, z.B. in 
Tageszeitungen, amtlichen 
Veröffentlichungsblättern oder auf 
Internetportalen; sie können auch auf 
www.bund.de veröffentlicht werden. 
2. Diese Bekanntmachungen sollen folgen 
de Angaben enthalten: 
[...] 

 

 (1) 
1. Öffentliche Ausschreibungen sind 

bekannt zu machen, z.B. in 
Tageszeitungen, amtlichen 

Veröffentlichungsblättern oder auf 
unentgeltlich nutzbaren und direkt 

zugänglichen Internetportalen; Sie können 
auch auf www.service.bund.de 

veröffentlicht werden. 
2. Diese Auftragsbekanntmachungen 
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j) gegebenenfalls Angaben nach § 8 Absatz 
2 Nummer 3 zur Zulässigkeit von 
Nebenangeboten  

 

sollen folgende Angaben enthalten: 
[...] 

j) gegebenenfalls Angaben nach § 8 Absatz 
2 Nummer 3 zur Nichtzulassung von 

Nebenangeboten, 
k) gegebenenfalls Angaben nach § 8 

Absatz 2 Nummer 4 zur Nichtzulassung 
der Abgabe mehrerer Hauptangebote, 

[Nr. wird fortlaufend Angepasst]  

 

 

 

 
k) 
Name und Anschrift, Telefon und 
Telefaxnummer, E-Mail-Adresse der Stelle, 
bei der die Vergabeunterlagen und 
zusätzliche Unterlagen angefordert und 
eingesehen werden können, 
[...]  

 

l) Name und Anschrift, Telefon und 
Telefaxnummer, E-Mail-Adresse der Stelle, 

bei der die Vergabeunterlagen und 
zusätzliche Unterlagen angefordert und 

eingesehen werden können; bei 
Veröffentlichung der 

Auftragsbekanntmachung auf einem 
Internetportal die Angabe einer 

Internetadresse, unter der die 
Vergabeunterlagen unentgeltlich, 

uneingeschränkt, vollständig und direkt 
abgerufen werden können; § 11 Absatz 7 

wurde nicht geändert  

[...]  

 
n) Frist für den Eingang der Angebote,  

 

o) Frist für den Eingang der Angebote und 
die Bindefrist, 

[...] 
r) die Zuschlagskriterien, sofern diese 

nicht in den Vergabeunterlagen genannt 
werden, und gegebenenfalls deren 

Gewichtung,  

 
 
(2) 
1. Bei Beschränkter Ausschreibung nach 
Öffentlichem Teilnahmewettbewerb sind die 
Unternehmen durch Bekanntmachungen, 
z.B. in Tageszeitungen, amtlichen 
Veröffentlichungsblättern oder auf 
Internetportalen, aufzufordern, ihre 
Teilnahme am Wettbewerb zu beantragen. 
2. Diese Bekanntmachungen sollen die 
Angaben gemäß § 12 Absatz 1 Nummer 2 
enthalten. 

(2) 
1. Bei Beschränkter Ausschreibung mit 

Teilnahmewettbewerb sind die 
Unternehmen durch 

Auftragsbekanntmachungen, z.B. in 
Tageszeitungen, amtlichen 

Veröffentlichungsblättern oder auf 
unentgeltlich nutzbaren und direkt 

zugänglichen Internetportalen, 
aufzufordern, ihre Teilnahme am 
Wettbewerb zu beantragen. Die 
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Auftragsbekanntmachung kann auch auf 
www.service.bund.de veröffentlicht 

werden. 
2. Diese Auftragsbekanntmachungen 

sollen die Angaben gemäß § 12 Absatz 1 
Nummer 2 enthalten.  

 
 
§ 13 Form und Inhalt der Angebote  
 
(1) 
1. Der Auftraggeber legt fest, in welcher 
Form die Angebote einzureichen sind. Bis 
zum 18. Oktober 2018 sind schriftlich ein 
gereichte Angebote zuzulassen. Schriftlich 
eingereichte Angebote müssen 
unterzeichnet sein. Elektronische Angebote 
sind nach Wahl des Auftraggebers 
– in Textform oder 
– mit einer fortgeschrittenen elektronischen 
Signatur nach dem SigG und den  

Anforderungen des Auftraggebers oder – 
mit einer qualifizierten elektronischen  

Signatur nach dem SigG zu übermitteln.  

 

 (1) 
1. Der Auftraggeber legt fest, in welcher 

Form die Angebote einzureichen sind. 
Schriftlich eingereichte Angebote müssen 

unterzeichnet sein. Elektronische Angebote 
sind nach Wahl des Auftraggebers in 

Textform oder versehen mit 
a) einer fortgeschrittenen elektronischen 

Signatur  

2. b)  einer qualifizierten elektronischen 
Signatur  

3. c)  einem fortgeschrittenen 
elektronischen Siegel oder  
4. d)  einem qualifizierten 

elektronischen Siegel zu 
übermitteln.  

 
 3) Die Anzahl von Nebenangeboten 
ist an einer vom Auftraggeber in den 
Vergabeunterlagen bezeichneten Stelle 
aufzuführen. Etwaige Nebenangebote 
müssen auf besonderer Anlage erstellt und 
als solche deutlich gekennzeichnet  

 

(3) Die Anzahl von Nebenangeboten ist an 
einer vom Auftraggeber in den 

Vergabeunterlagen bezeichneten Stelle 
aufzuführen. Etwaige Nebenangebote 

müssen auf besonderer Anlage erstellt und 
als solche deutlich gekennzeichnet werden. 

Werden mehrere Hauptangebote 
abgegeben, muss jedes aus sich heraus 
zuschlagsfähig sein. Absatz 1 Nummer 2 

Satz 2 gilt für jedes Hauptangebot 
entsprechend.  

 
 
§ 14 Öffnung der Angebote, Öffnungstermin bei 
ausschließlicher Zulassung elektronischer Angebote  
 
(3) 
1. Über den Öffnungstermin ist eine 
Niederschrift in elektronischer Form zu 
fertigen. Der Niederschrift ist eine 

(3) Über den Öffnungstermin ist eine 
Niederschrift in Textform zu fertigen, in der 

die beiden Vertreter des Auftraggebers 
zu benennen sind. Der Niederschrift ist 
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Aufstellung mit folgenden Angaben 
beizufügen:  

 

eine Aufstellung mit folgenden Angaben 
beizufügen:  

 
(4) Angebote, die zum Ablauf der 
Angebotsfrist nicht vorgelegen haben, sind 
in der Niederschrift oder in einem Nachtrag 
besonders aufzuführen. Die Eingangszeiten 
und die etwa bekannten Gründe, aus denen 
die Angebote nicht vorgelegen haben, sind 
zu vermerken.  

 

(4) Angebote, die nach Ablauf der 
Angebotsfrist eingegangen sind, sind in 
der Niederschrift oder in einem Nachtrag 

besonders aufzuführen. Die Eingangszeiten 
und die etwa bekannten Gründe, aus denen 
die Angebote nicht vorgelegen haben, sind 

zu vermerken.  

 
(5) 
1. Ein Angebot, das nachweislich vor Ablauf 
der Angebotsfrist dem Auftraggeber 
zugegangen war, aber aus vom Bieter nicht 
zu vertretenden Gründen dem 
Verhandlungsleiter nicht vorgelegen hat, ist 
wie ein rechtzeitig vorliegendes Angebot zu 
behandeln. 
2. Den Bietern ist dieser Sachverhalt 
unverzüglich in Textform mitzuteilen. In die 
Mitteilung sind die Feststellung, ob die 
Angebote verschlüsselt waren, sowie die 
Angaben nach Absatz 3 Nummer 1 Buch 
stabe a bis d aufzunehmen. 
3. Dieses Angebot ist mit allen Angaben 
in die Niederschrift oder in einen Nachtrag 
aufzunehmen. Im Übrigen gilt Absatz 4 Satz 
2.  

 

(5) Ein Angebot, das nachweislich vor 
Ablauf der Angebotsfrist dem Auftraggeber 

zugegangen war, aber dem 
Verhandlungsleiter nicht vorgelegen hat, ist 
mit allen Angaben in die Niederschrift oder 

in einen Nachtrag aufzunehmen. Den 
Bietern ist dieser Sachverhalt 

unverzüglich in Textform mitzuteilen. In 
die Mitteilung sind die Feststellung, ob 

die Angebote verschlüsselt waren, sowie 
die Angaben nach Absatz 3 Buchstabe a 
bis d aufzunehmen. Im Übrigen gilt Absatz 

4 Satz 2.  

 

 
§ 14a Öffnung der Angebote, Eröffnungstermin bei 
Zulassung schriftlicher Angebote  
 
(4) 
1. Über den Eröffnungstermin ist eine 
Niederschrift in Schriftform oder in 
elektronischer Form zu fertigen. Sie ist zu 
verlesen; in ihr ist zu vermerken, dass sie 
verlesen und als richtig anerkannt worden 
ist oder welche Einwendungen erhoben 
worden sind.  

 

(4) 
1. Über den Eröffnungstermin ist eine 

Niederschrift in Schriftform oder in 
elektronischer Form zu fertigen. In ihr ist zu 

vermerken, dass die Angaben nach 
Absatz 3 Nummer 2 verlesen und als 

richtig anerkannt oder welche 
Einwendungen erhoben worden sind.  

 
(5) Angebote, die zum Ablauf der 
Angebotsfrist nicht vorgelegen haben 
(Absatz 2), sind in der Niederschrift oder in 
einem Nachtrag besonders aufzuführen. 
Die Eingangszeiten und die etwa bekannten 
Gründe, aus denen die Angebote nicht 

(5) Angebote, die nach Ablauf der Ange-
botsfrist eingegangen sind (Absatz 2), sind 
in der Niederschrift oder in einem Nachtrag 

besonders aufzuführen. Die Eingangszeiten 
und die etwa bekannten Gründe, aus denen 
die Angebote nicht vorgelegen haben, sind 
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vorgelegen haben, sind zu vermerken. Der 
Umschlag und andere Beweismittel sind 
aufzubewahren.  

 

zu vermerken. Der Umschlag und andere 
Beweismittel sind aufzubewahren.  

 

(6) 
1. Ein Angebot, das nachweislich vor Ablauf 
der Angebotsfrist dem Auftraggeber 
zugegangen war, aber aus vom Bieter nicht 
zu vertretenden Gründen dem 
Verhandlungsleiter nicht vorgelegen hat, ist 
wie ein rechtzeitig vorliegendes Angebot zu 
behandeln. 
2. Den Bietern ist dieser Sachverhalt 
unverzüglich in Textform mitzuteilen. In die 
Mitteilung sind die Feststellung, dass der 
Verschluss unversehrt war und die 
Angaben nach Absatz 3 Nummer 2 
aufzunehmen. 
3. Dieses Angebot ist mit allen Angaben 
in die Niederschrift oder in einen Nachtrag 
aufzunehmen. Im Übrigen gilt Absatz 5 Satz 
2 und 3.  

 

(6) Ein Angebot, das nachweislich vor 
Ablauf der Angebotsfrist dem Auftraggeber 

zugegangen war, aber dem 
Verhandlungsleiter nicht vorgelegen hat, ist 
mit allen Angaben in die Niederschrift oder 

in einen Nachtrag aufzunehmen. Den 
Bietern ist dieser Sachverhalt 

unverzüglich in Textform mitzuteilen. In 
die Mitteilung sind die Feststellung, ob 
der Verschluss unversehrt war und die 

Angaben nach Absatz 3 Nummer 2 
aufzunehmen. Im Übrigen gilt Absatz 5 

Satz 2 und 3.  

 

 
§ 16 Ausschluss von Angeboten  
 
(1) Auszuschließen sind: 
1. Angebote, die bei Ablauf der 
Angebotsfrist nicht vorgelegen haben, 
ausgenommen Angebote nach § 14 Absatz 
5 bzw. 
§ 14a Absatz 6, 
[...] 
3. Angebote, die den Bestimmungen des 
§ 13 Absatz 1 Nummer 3 nicht entsprechen; 
ausgenommen solche Angebote, bei denen 
lediglich in einer einzelnen unwesentlichen 
Position die Angabe des Preises fehlt und 
durch die Außerachtlassung dieser Position 
der Wettbewerb und die 
Wertungsreihenfolge, auch bei Wertung 
dieser Position mit dem höchsten 
Wettbewerbspreis, nicht beeinträchtigt 
werden, [...] 
6. Nebenangebote, wenn der Auftraggeber 
in der Bekanntmachung oder in den 
Vergabeunterlagen erklärt hat, dass er 
diese nicht zulässt,  

 

(1) Auszuschließen sind: 
1. Angebote, die nicht fristgerecht 

eingegangen sind, 
[...] 

3. Angebote, die die geforderten 
Unterlagen im Sinne von § 8 

Absatz 2 Nummer 5 nicht 
enthalten, wenn der Auftraggeber 
gemäß § 16a Absatz 3 festgelegt 

hat, dass er keine Unterlagen 
nachfordern wird. Satz 1 gilt für 

Teilnahmeanträge entsprechend, 
[...] 

6. Nebenangebote, wenn der 
Auftraggeber in der 

Auftragsbekanntmachung oder in 
den Vergabeunterlagen erklärt hat, 

dass er diese nicht zulässt, 
7. Hauptangebote von Bietern, die 

mehrere Hauptangebote 
abgegeben haben, wenn der 

Auftraggeber die Abgabe 
mehrerer Hauptangebote in der 

Auftragsbekanntmachung oder in 
den Vergabeunterlagen nicht 

zugelassen hat, 
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[...] 
9. Hauptangebote, die dem § 13 

Absatz 3 Satz 3 nicht 
entsprechen, 

 

 

 

 

 

 

  
 
§ 16a Nachforderung von Unterlagen  
 
Fehlen geforderte Erklärungen oder 
Nachweise und wird das Angebot nicht 
entsprechend § 16 Absatz 1 oder 2 
ausgeschlossen, verlangt der Auftraggeber 
die fehlenden Erklärungen oder Nachweise 
nach. Diese sind spätestens innerhalb von 
sechs Kalendertagen nach Aufforderung 
durch den Auftraggeber vorzulegen. Die 
Frist beginnt am Tag nach der Absendung 
der Aufforderung durch den Auftraggeber. 
Werden die Erklärungen oder Nachweise 
nicht innerhalb der Frist vorgelegt, ist das 
Angebot auszuschließen.  

 

 

(1) Der Auftraggeber muss Bieter, die 
für den Zuschlag in Betracht kommen, 

unter Einhaltung der Grundsätze der 
Transparenz und der Gleichbehandlung 

auffordern, fehlende, unvollständige 
oder fehlerhafte unternehmensbezogene 

Unterlagen insbesondere Erklärungen, 
Angaben oder Nachweise - 

nachzureichen, zu vervollständigen oder 
zu korrigieren, oder fehlende oder 
unvollständige leistungsbezogene 

Unterlagen  insbesondere Erklärungen, 
Produkt- und sonstige Angaben oder 

Nachweise nachzureichen oder zu 
vervollständigen (Nachforderung), es 

sei denn, er hat von seinem Recht aus 
Absatz 3 Gebrauch gemacht. Es sind nur 

Unterlagen nachzufordern, die bereits 
mit dem Angebot vorzulegen waren.  

 
 (2) Fehlende Preisangaben dürfen 

nicht nachgefordert werden. 
Angebote die den Bestimmungen 

des § 13 Absatz 1 Nummer 3 nicht 
entsprechen, sind 

auszuschließen. Dies gilt nicht für 
Angebote, bei denen lediglich in 

unwesentlichen Positionen die 
Angabe des Preises fehlt und 

sowohl durch die 
Außerachtlassung dieser 

Positionen der Wettbewerb und 
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die Wertungsreihenfolge nicht 
beeinträchtigt werden als auch 

bei Wertung dieser Positionen mit 
dem jeweils höchsten 

Wettbewerbspreis. Hierbei wird 
nur auf den Preis ohne 

Berücksichtigung etwaiger 
Nebenangebote abgestellt. Der 
Auftraggeber fordert den Bieter 

nach Maßgabe von Absatz 1 auf, 
die fehlenden Preispositionen zu 

ergänzen. Die Sätze 3 bis 5 gelten 
nicht, wenn der Auftraggeber das 

Nachfordern von Preisangaben 
gemäß Absatz 3 ausgeschlossen 

hat. 

  

 
 (3) Der Auftraggeber kann in der 

Auftragsbekanntmachung oder den 
Vergabeunterlagen festlegen, dass er 
keine Unterlagen oder Preisangaben 

nachfordern wird.  

 
 4) Die Unterlagen oder fehlenden 

Preisangaben sind vom Bewerber oder 
Bieter nach Aufforderung durch den 

Auftraggeber innerhalb einer 
angemessenen, nach dem Kalender 

bestimmten Frist vorzulegen. Die Frist 
soll sechs Kalendertage nicht 

überschreiten.  

 
 (5) Werden die nachgeforderten 

Unterlagen nicht innerhalb der Frist 
vorgelegt, ist das Angebot 

auszuschließen.  

 
 (6) Die Absätze 1, 3, 4 und 5 gelten für 

den Teilnahmewettbewerb 
entsprechend.  

 
 
§ 16b Eignung  
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(2) Abweichend von Absatz 1 können die 
Angebote zuerst geprüft werden, sofern 

sichergestellt ist, dass die 
anschließende Prüfung der Eignung 

unparteiisch und transparent erfolgt.  

 

 

 

 

 
 
§ 16d Wertung  
 
 (1) 

[...] 
4. Der Zuschlag wird auf das 

wirtschaftlichste Angebot erteilt. 
Grundlage dafür ist eine Bewertung des 

Auftraggebers, ob und inwieweit das 
Angebot die vorgegebenen 

Zuschlagskriterien erfüllt. Das 
wirtschaftlichste Angebot bestimmt sich 

nach dem besten Preis-Leistungs-
Verhältnis. Zu dessen Ermittlung können 

neben dem Preis oder den Kosten auch 
qualitative, umweltbezogene oder 

soziale Aspekte berücksichtigt werden.  

 
 5. Es dürfen nur Zuschlagskriterien und 

gegebenenfalls deren Gewichtung 
berücksichtigt werden, die in der 

Auftragsbekanntmachung oder in den 
Vergabeunterlagen genannt sind. 

Zuschlagskriterien können neben dem 
Preis oder den Kosten insbesondere 

sein:  

a) Qualität einschließlich technischer 
Wert, Ästhetik, Zweckmäßigkeit, 

Zugänglichkeit, Design für alle, soziale, 
umwelt- bezogene und innovative 

Eigenschaften; b) Organisation, 
Qualifikation und Erfahrung des mit der 

Ausführung des Auftrags betrauten 
Personals, wenn die Qualität des 

eingesetzten Personals erheblichen 
Einfluss auf das Niveau der 

Auftragsausführung haben kann, oder 
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c) Kundendienst und technische Hilfe 
sowie Ausführungsfrist. Die 

Zuschlagskriterien müssen mit dem 
Auftragsgegenstand in Verbindung 

stehen. Zuschlagskriterien stehen mit 
dem Auftragsgegenstand in Verbindung, 
wenn sie sich in irgendeiner Hinsicht auf 

diesen beziehen, auch wenn derartige 
Faktoren sich nicht auf die materiellen 

Eigenschaften des Auftrags- 
Gegenstands auswirken. 

6. Die Zuschlagskriterien müssen so 
festgelegt und bestimmt sein, dass die 

Möglichkeit eines wirksamen 
Wettbewerbs gewährleistet wird, der 

Zuschlag nicht willkürlich erteilt werden 
kann und eine wirksame Überprüfung 

möglich ist, ob und inwieweit die 
Angebote die Zuschlagskriterien 

erfüllen. 
7. Es können auch Festpreise oder 

Festkosten vorgegeben werden, sodass 
der Wettbewerb nur über die Qualität 

stattfindet.  

 
(3) Nebenangebote sind zu werten, es 
sei denn, der Auftraggeber hat sie in der 
Bekanntmachung oder in den 
Vergabeunterlagen nicht zugelassen.  

 

(3) Nebenangebote sind zu werten, es sei 
denn, der Auftraggeber hat sie in der 

Auftragsbekanntmachung oder in den 
Vergabeunterlagen nicht zugelassen.  

 

 
 
§ 20 Dokumentation, Informationspflicht 
 
(1) 
[...] 
9. bei Beschränkter Ausschreibung, 
Freihändiger Vergabe Gründe für die Wahl 
des jeweiligen Verfahrens,  

 

(1) 
[...] 

9. bei Beschränkter Ausschreibung ohne 
Teilnahmewettbewerb, Freihändiger 

Vergabe Gründe für die Wahl des jeweiligen 
Verfahrens,  

 
(2) Wird auf die Vorlage zusätzlich zum 
Angebot verlangter Unterlagen und 
Nachweise verzichtet, ist dies in der 
Dokumentation zu begründen.  

 

(2) Wird auf die Vorlage zusätzlich zum 
Angebot verlangter Unterlagen und 

Nachweise verzichtet, ist dies in der 
Dokumentation zu begründen. Dies gilt 

auch für den Verzicht auf Angaben zur 
Eignung gemäß § 6a Absatz 5.  
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 (4) Der Auftraggeber informiert 
fortlaufend Unternehmen auf 

Internetportalen oder in seinem 
Beschafferprofil über beabsichtigte 

Beschränkte Ausschreibungen nach § 3a 
Absatz 2 Nummer 1 ab einem 

voraussichtlichen Auftragswert von 
25.000 Euro ohne Umsatzsteuer. Diese 

Informationen müssen folgende 
Angaben enthalten:  

1. Name, Anschrift, Telefon-, 
Telefaxnummer und E-Mail-Adresse des 

Auftraggebers,  

2. Auftragsgegenstand,  
3. Ort der Ausführung,  

4. Art und voraussichtlicher Umfang 
der Leistung,  

5. voraussichtlicher Zeitraum der 
Ausführung.  

 
 
§ 21 Nachprüfungsstellen  
 
In der Bekanntmachung und den 
Vergabeunterlagen sind die 
Nachprüfungsstellen mit Anschrift 
anzugeben, an die sich der Bewerber oder 
Bieter zur Nachprüfung behaupteter 
Verstöße gegen die Vergabebestimmungen 
wenden kann.  

 

In der Auftragsbekanntmachung und den 
Vergabeunterlagen sind die 

Nachprüfungsstellen mit Anschrift 
anzugeben, an die sich der Bewerber oder 

Bieter zur Nachprüfung behaupteter 
Verstöße gegen die Vergabestimmungen 

wenden kann.  

 
 
§ 24 Vergabe im Ausland  
 
 Für die Vergabe von Bauleistungen einer 

Auslandsdienststelle im Ausland oder 
einer inländischen Dienststelle, die im 

Ausland dort zu erbringende 
Bauleistungen vergibt, kann  

1. Freihändige Vergabe erfolgen, wenn 
dies durch Ausführungsbestimmungen 

eines Bundes- oder Landesministeriums 
bis zu einem bestimmten Höchstwert 

(Wertgrenze) zugelassen ist,  

2. auf Angaben nach § 6a verzichtet 
werden, wenn die örtlichen 
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Verhältnisse eine Vergabe im 
Ausland erfordern und die 

Angaben aufgrund der örtlichen 
Verhältnisse nicht erlangt werden 

können,  
3. abweichend von § 8a Absatz 1 
von der Vereinbarung der VOB/B 

und VOB/C abgesehen werden, 
wenn die örtlichen Verhältnisse 
eine Vergabe im Ausland sowie 

den Verzicht auf die Vereinbarung 
der VOB/B und VOB/C im 

Einzelfall erfordern, durch das 
zugrunde liegende Vertragswerk 
eine wirtschaftliche Verwendung 

der Haushaltsmittel gewährleistet 
ist und die gewünschten 

technischen Standards 
eingehalten werden.  

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Angaben ohne Gewähr.  
 


